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eine tolle Abwechslung zu den sonst eher 
trockenen Gesundheits-Kommentaren. 
Ich habe selbst schon einige Gastkom-
mentare geschrieben, Kontaktperson ist 
Fr. Lisa Stadler, debatten@derstandard.at
Ist nur so eine Idee - weil ich es so gut 
geschrieben finde!
 

DR. BERNADETTE 
GROHMANN-NÉMETH

E-Mail: b_grohmann-nemeth@gmx.at

Zustände in Stein

Der Falter schreibt von der Vernachläs-
sigung eines Häftlings und die Gesell-
schaft empört sich. Die veröffentlichte 
Meinung quer durch die österreichische 
Medienlandschaft gibt sich entrüstet. 
Dabei hätten wir das alles längst wissen 
können, wenn wir gewollt hätten. Seit 
vielen Jahren werden die finanziellen und 
personellen Mittel für die Justizanstalten 
nicht an die veränderten Gegebenheiten 
angepasst. Die steigende Anzahl der Insas-
sen im Maßnahmenvollzug hat keine Ver-
besserung des Behandlungs- und Betreu-
ungsangebotes mit sich gebracht. „Geistig 
abnorme Rechtsbrecher“ sind nicht nur 
Mitmenschen, die uns gefährlich werden 
können und daher weggesperrt werden 
müssen. Sie sind auch kranke Menschen, 
die ärztliche und psychotherapeutische 
Behandlung sowie sozialarbeiterische 
Betreuung brauchen. Dafür bräuchte es 
natürlich die Infrastruktur eines Psychi-
atrischen Krankenhauses. Denn ein Ge-
fängnis ist naturgemäß spezialisiert auf 
die sichere Verwahrung von Häftlingen.

Ich persönlich habe durch gelegentliche 
Notarztnachtdiensttätigkeit in der Justiz-
anstalt Stein einen marginalen Einblick 
in die Situation. Bisher habe ich in Dis-
kussionen zur oben beschriebenen Pro-
blematik gelegentlich Rückmeldungen 

wie „De Gfrasta braucht’s do drin eh 
net guat geh’n“ gehört. Mir schien diese 
Sichtweise bisher in unserer Gesellschaft 
mehrheitsfähig gewesen zu sein. Daher 
freue ich mich über den aktuellen Me-
dienrummel zum Thema. Öffentliche 
Diskussionen für sonst totgeschwiegene 
Themen beleben unsere Demokratie und 
bewirken manchmal fortschrittliche Ver-
änderungen. Allerdings geht das konditi-
oniert reflexartige Köpfe rollen Lassen in 
Form von Dienstsuspendierungen dreier 
Justizwachebeamte am Problem kilome-
terweit vorbei! Da braucht es offensicht-
lich wieder einmal Sündenböcke aus nie-
derer Hierarchieebene. 

Wie immer lenkt das davon ab, dass der 
Fisch beim Kopf zum Stinken anfängt. 
Denn besagte Justizwachebeamte haben 
meinen Informationen zufolge natürlich 
über lange Zeit all das getan, was in ihrer 
Macht, Kompetenz und rechtlichen Mög-
lichkeit stand. Mit dem Problem eines be-
handlungsunwilligen Häftlings konnten 
sie gar nicht richtig umgehen. Schließlich 
wollen und dürfen wir Nichthäftlinge 
außerhalb des Gefängnisses auch nicht 
von unseren Nachbarn an den Ohren 
zur Zwangsbehandlung zum Arzt gezogen 
werden. Natürlich wurde die Problematik 
ganz den Vorgaben entsprechend entlang 
der Hierarchieleiter nach oben kommu-
niziert. Wenn also unser Herr Justizmini-
ster sich jetzt erschüttert gibt und daher 
Sündenböcke zum Suspendieren sucht, 
könnte er konsequenter Weise gleich bei 
sich selbst anfangen. Denn wenn er von 
den Zuständen wusste hat er bisher nicht 
reagiert. Und wenn er nicht davon wusste 
wird er seiner Ressortverantwortung auch 
nicht gerecht. Noch besser wäre natürlich, 
uns als Souverän und Arbeitgeber dieses 
Justizministers gleich selbst an der Nase 
zu nehmen. Denn bisher haben wir offen-
sichtlich den Kopf in den Sand gesteckt.

Natürlich braucht es eine Reform des 
Maßnahmenvollzugsgesetzes. Denn es 
zeigt sich, dass psychisch Kranke Men-
schen dadurch häufig weit länger in der 
Verwahrung der Justiz verweilen müssen 
als andere strafrechtlich verurteilte Men-
schen. Schließlich mag sich kein psychiat-
rischer Gutachter eine Fehlentscheidung 
nachsagen lassen, wenn geistig abnorme 
Rechtsbrecher nach der Enthaftung neu-
erlich straffällig werden. Vor allem aber 
könnten wir als Gesellschaft jetzt endlich 
unseren beschämenden Umgang mit der 
äußersten Randgruppe unserer Gesell-
schaft hinterfragen. Ist es uns etwas wert 
mit Straftätern menschenwürdig umzuge-
hen? Außerdem können wir uns ehrlich 
die Frage stellen ob es im Strafrecht ei-
gentlich vor allem um Rache geht. Denn 
für den Schutz der Gesellschaft, wäre ei-
ne humane Betreuung und Behandlung 
sinnvoller als bloßes Wegsperren. Eine 
nachhaltige Stabilisierung gewalttätiger 
Menschen ist nur durch beziehungsin-
tensive psychiatrische und psychothera-
peutische sowie soziale Arbeit erreichbar. 
Und das kostet natürlich Geld.

DR. WISSGOTT NORBERT 
www.dr.wissgott.at 

Laborvereinbarung der NÖ Ärzte- 
kammer mit der NÖGKK

Mitte April 2014 haben wir ein Schreiben 
der NÖ Ärztekammer mit Bezug auf die 
Laborleistungen und deren Neuregelung 
mit der NÖGKK erhalten.

Dieses Schreiben ist in weiten Teilen 
so gehalten, dass eine einfache Inter-
pretation der Fakten aus dieser Verein-
barung und deren Folgen für den/die 
einzelne(n) Vertragsarzt/ärztin nur schwer  
möglich ist. 
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Ich möchte daher versuchen, 
mit diesem Leserbrief den dies-
bezüglichen Durchblick zu ver-
schaffen:
Versprochen werden auf Grund 
der Aussendung der ÄK für 
NÖ, dass die laborführenden 
ÄrztInnen in NÖ bis zum 
Jahr 2016 insgesamt bis zu 
8,8 Millionen Euro erhalten 
könnten. Dies aber nur unter 
Erfüllung folgender Voraus-
setzungen: erklärtes Ziel ist es, 
Fremdleistungen im Laborbe-
reich künftig ausschließlich in 
NÖ erbringen zu lassen. Dazu 
stehen in NÖ lediglich zwei 
Laborinstitute zur Verfügung: 
eines in Baden bei Wien – und 
eines in St. Pölten. Letzteres 
wurde im Jahr 2012 eröffnet 
und ist laut deren Website das 
„erste NÖ Laborinstitut“ (siehe  
www.laborinstitut.at) – aller-
dings mit Gesellschaftssitz in 
Bratislava. An gleicher Adresse 
beheimatet ist die Fa. „Meditec“ 
(Medizinproduktvertrieb) und 
eine Laborgemeinschaft, die aus 
der Laborgemeinschaft „Streng-
berg“ hervorgegangen ist, wobei 
maßgebliche Gesellschafter 
dieser Gemeinschaft ehema-
lige (Top)Funktionäre der 
NÖ Ärztekammer sind (siehe  
www.meditec.at).

Laut NÖGKK erbringen nun 
diese Labors Fremdleistungen, 
also jene Laborparameter, die 
nicht durch uns Niedergelas-
sene Ärzteschaft abgerechnet 
werden können, zu einem 
gegenüber Wiener Labors um 
40 Prozent geringeren Tarif 
(nach der jüngsten Tarifsen-
kung in Wien sind es allerdings 

gegenwärtig nur noch rd. 33 Prozent, 
wobei auch die Wiener Gebietskranken-
kasse weitere Absenkungen anstrebt bzw. 
verhandelt).
Die Fremdlaborleistungen (also alle, die 
außerhalb unseres Laborkataloges mit der 
NÖGKK angefordert werden) sollen laut 
Vereinbarung nun bis 2015 zu 60 Prozent 
in NÖ abgerechnet werden, ab 2016 zu 80 
Prozent. Dafür bietet die NÖGKK allen 
ÄrztInnen, die bis dahin an ein Labor in 
NÖ überweisen, für das Jahr 2015 und 
2016 jeweils eine Summe von 2,2 Millio-
nen Euro an. Die tatsächlich ausbezahlte 
Summe ist aber abhängig davon, ob die 
oben genannten Zielwerte erreicht wer-
den! D.h., dass bei Nicht-Erreichen des 
Zieles von 60 bzw. 80 Prozent die Aus-
schüttung auch entsprechend niedriger 
ausfällt, als 2,2 Millionen.

Die Prämie für das Jahr 2013 hingegen, 
ebenfalls in der Höhe von 2,2 Millio-
nen Euro, wird zwar an alle ÄrztInnen 
ausbezahlt, die Labor verrechnen. Das 
bedeutet in Summe für den Einzelnen 
aber nur eine einmalige Auszahlung von 
durchschnittlich ca. 2.200,- Euro, wobei 
die Aufteilung auf einzelne Ärztegruppen 
noch gar nicht fest steht.
Schon für das Jahr 2014 hingegen wird 
die gleiche Prämie nur noch an jene aus-
geschüttet, die bereits an die NÖ Labors 
überweisen!
Fazit: Ob also die kolportierte Summe 
von 8,8 Millionen Euro bis 2016 tat-
sächlich komplett ausbezahlt wird, ist 
keineswegs sicher! Und die Höhe der 
Zahlungen an die einzelnen ÄrztInnen 
ist ebenso von den oben genannten Fak-
toren abhängig.

Beispiel: Sollten 2015 tatsächlich 60 Pro-
zent der ÄrztInnen ihre Laborüberwei-
sungen nach NÖ zuweisen, würde sich die 
Summe von 2,2 Millionen Euro auf ca. 
780 (von insgesamt rd. 1.300) ÄrztInnen 
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Zehn NÖ Klinikstandorte 
mit dem Gütesiegel 
ausgezeichnet 

Im Zuge des Gemein-
schaftsprojektes „Selbsthilfefreundliches Krankenhaus“ 
von NÖGUS, Dachverband der NÖ Selbsthilfegruppen und 
Landeskliniken-Holding wurden Kriterien zur Strukturierung 
der Kooperation und ein Vergabeverfahren entwickelt, um 
die Umsetzung zu evaluieren. Zeigen sich Kooperationsak-
tivitäten, wird die Auszeichnung „Selbsthilfefreundliches 
Krankenhaus“ zeitlich begrenzt an Krankenhäuser verliehen.

„Selbsthilfegruppen sind eine wesentliche Säule der nieder-
österreichischen Gesundheitsversorgung. Mit diesem Pro-
jekt unterstützen wir ihre wertvolle Arbeit zum Wohle der 
Patientinnen und Patienten in unseren Landeskliniken“, so 
Landeshauptmann-Stellvertreter und Vorsitzender des NÖ 
Gesundheits- und Sozialfonds Mag. Wolfgang Sobotka.
„Mittelpunkt des Projektes sind die Selbsthilfepartnerinnen 
und -partner in unseren Landeskliniken. Sie sind die zentrale 
Drehscheibe zwischen den Patienten, dem Krankenhaus-
personal und den Selbsthilfegruppen. Die Rezertifizierung ist 
eine Bestätigung für die gute Zusammenarbeit und bestärkt 
uns darin, diese auch in Zukunft zu pflegen und zu vertiefen“, 
so Landesrat Mag. Karl Wilfing. Gemeinsam mit Landes-
hauptmann-Stellvertreter Sobotka überreichte er den Ver-
treterinnen und Vertretern der Klinikstandorte Allentsteig, 
Baden,Gmünd, Hollabrunn, Horn, Mödling, Korneuburg, Sto-
ckerau, Waidhofen/Thaya und Zwettl die Rezertifizierungs-
Urkunden und würdigte deren großes Engagement. 

Seit 2012 sind alle niederösterreichischen Landeskliniken 
mit dem Gütesiegel „Selbsthilfefreundliches Krankenhaus“ 
zertifiziert. In einem „Selbsthilfefreundlichen Krankenhaus“ 
wird das ärztliche, pflegerische und therapeutische Handeln 
durch das Erfahrungswissen der Selbsthilfegruppen erwei-
tert und der Kontakt zwischen Patientinnen und Patienten 
sowie Selbsthilfegruppen gefördert. Kooperationsbereite 
Selbsthilfegruppen werden aktiv unterstützt.
Nähere Informationen: www.selbsthilfenoe.at

SelbsthilfepartnerInnen mit den Ehrengästen - unter ihnen Landeshauptmann-
Stv. Wolfgang Sobotka, Landesrat Karl Wilfing und 

DV-NÖSH-Obfrau Elfriede Schnabl.
Fo

to
: X

av
er

 La
hm

er

CONSILIUM 06/1420



aufteilen. Das ergäbe eine durchschnittli-
che Zahlung an den Einzelnen von rund 
2.820,50 Euro.
Schon im Jahr 2016 würde sich bei Errei-
chen des Zieles von 80 Prozent Zuweisun-
gen nach NÖ jedoch die gleiche Summe 
bereits auf rd. 1.040 Zuweiser aufteilen. 
Das ergäbe nun die durchschnittliche 
Auszahlung von nur noch 2.115,39 Euro 
pro Arzt/Ärztin!
Nach 2016 gibt es dann keine weiteren 
Prämien mehr durch die NÖGKK. Das 
Routine-Labor, wie wir es jetzt verrech-
nen, wird ab diesem Zeitpunkt (sukzes-
sive?) bis spätestens 2020 komplett abge-
schafft!

Weitere Fakten:
Der Umstieg in ein anderes Labor ist 
für jeden von uns unangenehm und auf 
jeden Fall mit einem hohen Umstellungs-
aufwand verbunden. Diesen Aufwand 
tragen wir ganz alleine. Abgesehen davon 
ist in der Umstellungsphase wie bei allen 
anderen Änderungen immer wieder mit 
Problemen zu rechnen, sei es mit der 
Verrechnung, Anforderung von Labor-
werten, Abnahmematerial (rechtzeitige 
Zustellung, anderes Material, als gewohnt, 
etc.) oder auch bei der Befundübermitt-
lung (andere Software etc.) und vor allem 
bei der Zuweisung (für die meisten von 
uns ein komplett anderes System als 
gewohnt!).
Das heißt im Klartext: der Aufwand für 
die Umstellung auf ein anderes Labor 
übersteigt auf jeden Fall bereits die 
in Aussicht gestellten „Prämien“ der 
NÖGKK !

Beim Wechsel in eine andere Laborge-
meinschaft (hier z.B. St. Pölten) ist auf 
Grundlage heutiger Tarife sogar damit zu 
rechnen, dass für den Einzelnen Mehrkos-
ten von bis zu 70 Prozent (im Einzelfall 
auch noch mehr) für die dort erbrachten 
Laborgemeinschaftsleistungen entste-

hen! – Das heißt: der Mehraufwand für 
Laborgemeinschaftsleistungen wird schon 
alleine die versprochenen „Prämienzah-
lungen“ der NÖGKK weit übersteigen. In 
Summe können sich daraus Mehrkosten 
von mehreren Tausend Euro jährlich für 
die einzelne Praxis ergeben - und zwar 
trotz der Sonderzahlungen der NÖGKK 
(diese sind hier bereits eingerechnet)! 
Darüber hinaus sei auch noch klar gestellt: 
die neue Laborvereinbarung zwingt uns 
letztlich dazu, Leistungen nicht mehr dort 
in Anspruch zu nehmen, wo wir vielfach 
bereits oft Jahrzehnte lang eine vertrau-
ensvolle und kollegiale Zusammenarbeit 
pflegen. Haben wir eine derartige Zwangs-
beglückung nötig?
Die Verhandlungen über 2016 hinaus mit 
dem Ziel, das Routine-Labor überhaupt 
aus unserem Leistungskatalog zu strei-
chen sind dabei weder konkretisiert noch 
auch nur ansatzweise begonnen. Wie geht 
es also weiter? Wie soll man als Praxisin-
haber/in da ordentlich kaufmännisch 
kalkulieren?
Eine Vereinbarung also zu unserem Vor-
teil? – Mitnichten.
Es gibt nur zwei sichere Gewinner daraus: 
Die NÖ Gebietskrankenkasse und die 
beiden NÖ Laborinstitute!
Im Klartext: Diese Laborvereinbarung ist 
wahrlich kein Geschenk der NÖGKK. Sie 
wird sich vielmehr zum trojanischen Pferd 
entwickeln!

Es stellen sich daher einige legitime  
Fragen:
Wieso lässt sich die Ärztekammer auf eine 
solche Vereinbarung ein, die eindeutig zu 
Lasten der Ärzteschaft geht? Und wieso 
wurde darüber im Vorfeld mit den Betrof-
fenen nicht diskutiert?
Und vor allem: Wieso wird eine derart 
gravierende Vertragsänderung nicht einer 
Urabstimmung unterzogen?
Das Argument eines eingeholten Auf-
trags-Rechtgutachtens bezüglich „Öko-

nomiegebot“ (wir wissen aus ähnlichen 
Fällen in der Vergangenheit sehr gut, 
wie oft solche Gutachten schon vor den 
Höchstgerichten nicht standgehalten 
haben !) bzw. einer Rechnungshof-Kri-
tik (was wurde von diesem nicht schon 
alles kritisiert und von den betroffenen 
Einrichtungen wieder zerpflückt – weil 
dessen Berichte gar nicht rechtsverbind-
lich sind) reicht angesichts der Tragweite 
der Vereinbarung hier wohl kaum aus, 
um das Vorgehen der NÖ Ärztekammer 
vor allem im Hinblick auf die Nicht-
Diskussion mit der Ärzteschaft vor Ver-
tragsabschluss auch nur ansatzweise zu 
rechtfertigen. Und schon gar nicht, sich 
als österreichweiter Vorreiter damit zu 
brüsten.

DR. ARNOLD FRAGNER
 www.medworks.at 

Sehr geehrter Herr Kollege, lieber Arnold!

Ich kann deinen Ärger gut verstehen, 
zeigt doch dein Brief ein erhebliches 
Informationsdefizit, welches vor allem 
uns angelastet werden muss. Es ist uns 
nicht gelungen, all die Komplexität und 
die Feinheiten des „Laborabschlusses“ zu 
vermitteln. Allerdings muss ich auch dir 
ein bisschen die Schuld geben, haben wir 
doch bei einigen Informationsveranstal-
tungen (weitere werden und müssen noch 
folgen) bisher immer alle offenen Fragen 
zumeist zur Zufriedenheit aller Anwesen-
den beantworten können. 
Alle deine Vorwürfe sind bei oberfläch-
licher Betrachtung nachvollziehbar und 
werfen tatsächlich kein gutes Licht auf 
den Abschluss. Und trotzdem sind sie 
falsch. 
Lass mich also versuchen, die wichtigsten 
Vorwürfe aufzuklären. 
Beginnen wir mit dem Ist-Zustand. Es gibt 
tatsächlich Tarife bei manchen Laborge-
meinschaften, die weit unter den Selbst-
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kosten der Labors liegen und nichts mit 
den realen Kosten zu tun haben. Dass 50 
(fünfzig) Cent pro Patient und Quartal, 
unabhängig vom angeforderten Labor-
gemeinschaftsleistungen nicht kostende-
ckend sein können, brauch ich dir, den 
ich als exzellent wirtschaftlich denken-
den Menschen kennenlernen durfte, 
nicht extra zu sagen. Diese Tarife, die 
mit teils marktschreierischen Namen wie 
Bonustreuetarif oder ähnlichem aus der 
Werbung entlehnten Namen bezeichnet 
wurden, können sich nur rechnen, wenn 
sie irgendwie quer finanziert werden, 
also mit der Übersendung zusätzlicher 
Proben, die dann zum „normalen“ Preis 
Dritten verrechnet werden. Nur um diese 
auf Rechnung Dritter übersandte Proben 
geht es. Kein Mensch zwingt dich oder 
jemand anderen, die Laborgemeinschaft 
zu wechseln. Einzig die Fremdlaborleis-
tungen sollten nach Niederösterreich 
gesandt werden. Probiere es aus und du 
wirst sehen, wie nahe an der wirtschaft-
lichen Realität die Tarife deiner Laborge-
meinschaft tatsächlich kalkuliert waren.
Dann und nur dann, wenn du diese quer-
finanzierten Dumpingpreise als Ausgangs-
basis nimmst, kann überhaupt ein Verlust 
entstehen. In der von dir angeführten 
Höhe aber auch nur dann, wenn darüber 
hinaus exzessive Laborleistungen erbracht 
werden. Bei den in NÖ durchschnittlich 
erbrachten Laborgemeinschaftsleistun-
gen (wir haben z. B. mit 11,7 Prozent des 
Gesamtumsatzes beim AM gerechnet), ist 
ein Verlust bei korrekten Laborgemein-
schaftspreisen eigentlich unmöglich. 
Dass diese Dumpingtarife mit Koppe-
lung an zusätzliche Zuweisungen (hierzu 
braucht es nicht einmal einen Vertrag, 
das Verhalten ist bereits ausreichend) 
nicht nur dem Ärztegesetz widerspricht, 
sondern durchaus bereits in die Nähe der 
Korruption rückt, soll hier nur der Voll-
ständigkeit halber erwähnt werden. Ver-
gleiche Kopetzki 2004:

Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass die 
im eingangs skizzierten Sachverhalt beschrie-
bene Vorgangsweise (siehe Fragestellung), 
wonach Laborfachärzte einen Teil jenes Ge-
winns, der Ihnen aus einem bestimmten Zu-
weisungsverhalten von Ärzten erwächst, mit 
den zuweisenden Ärzten bzw. mit einer Labor-
gemeinschaft teilen, als Verstoß gegen das 
Provisionsverbot gem. § 53 Abs.2 ÄrzteG 
- soweit das Verhalten einem Ambulatorium 
im Sinne des KaKuG zuzurechnen ist: iVm  
§ 53 Abs. 3 ÄrzteG - zu quantifizieren ist.
Diese Praktiken - und zwar sowohl die tat-
sächliche Leistung der Vergütung als auch das 
Annehmen, Zusichern und auch Zusichern 
lassen der Vergütung - sind daher rechtswidrig 
und begründen eine verwaltungsbehördliche 
Strafbarkeit gem §199 Abs. 3 ÄrzteG iVm 
§53 Abs.2 ÄrzteG, allenfalls auch eine dis-
ziplinarrechtliche Verantwortung gem §136 
Abs. 1 ÄrzteG. 

Du behauptest weiter, dass die Umstel-
lungskosten die „Prämien“ übersteigen 
werden, das stimmt einfach nicht. Die 
Umstellungskosten werden zur Gänze von 
den zukünftigen Labors übernommen. 

Auch deine Behauptung, dass es nach 
2016 keine Prämien mehr gibt, ist nicht 
richtig. Nach den vier Jahren wird das 
umgeschichtete Geld tarifwirksam weiter 
ausbezahlt.

Das Routinelabor, wie es heute existiert, 
ob „Selbstkocher“ oder Laborgemein-
schaften, ist ein Auslaufmodell. Auf Bun-
desebene kannst du die Entwicklungen 
bereits beobachten, diese haben bereits 
vor einigen Jahren begonnen. Verglei-

che nur die Honorare der SVA mit der 
BVA (die noch vor wenigen Jahren gleich 
waren), dann siehst du, was ich meine. 
Der Trend auf Bundesebene, auch durch 
ELGA vorgegeben, geht zur Abschaffung 
der Eigenlabors, aber auch der Laborge-
meinschaften bis 2021 ohne entsprechen-
den Ausgleich der Verluste. Ganz anders 
stellt sich die Situation in NÖ bei den 
§2 Kassen dar. Hier wurde ein hundert-
prozentiger Ausgleich und die Schaffung 
eines modernen Sofortlabors mit längst 
fälligen Leistungen wie D-Dimer, Trop-T 
etc. ausverhandelt.

Zum letzten Vorwurf, der die Wertig-
keit des Rechnungshofes in Frage stellt, 
möchte ich dir prinzipiell Recht geben. 
Allerdings ist es so, dass die Politik Rech-
nungshofberichte nur dann ignoriert und 
zerpflückt, wenn sie selbst von der Kritik 
betroffen ist. Passt ihr ein solcher Bericht 
in den Kram, wird alles getan, um die Kri-
tikpunkte möglichst rasch und vollständig 
umzusetzen. Beispiele aus der Vergangen-
heit dazu gibt es unzählige.

Zu deinem Vergleich mit dem trojani-
schem Pferd wollte ich dir ursprünglich 
schreiben, es ist tatsächlich so, nur dass 
halt die Ärzteschaft drinnen sitzt. Aber 
das wäre unwahr. Es handelt sich bei die-
ser Einigung um einen von allen getrage-
nen, partnerschaftlichen Abschluss, der 
zumindest auf Ebene der §2 Kassen die 
Zukunft der Kassenärzte absichert.

DR. MAX WUDY
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